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CDU-FDP Bildungspolitik
Ein Paradigmen- 
wechsel in die  
Ökonomisierung

Die Lehrkräfte in den Bildungsein-
richtungen der Länder haben im 
Februar 2009 im Rahmen der Ta-
rifrunde 2009 zweimal gestreikt. 
Die Lehrkräfte? In Hessen handelt 
es sich dabei nur um Anteile der 
rund 1% der Lehrkräfte, die im 

Eine links tolerierte SPD-Grü-
ne-Regierung, die eine große 
Anzahl von GEW-Positionen 
umzusetzen vereinbart hatte 
(vgl. letzte FLZ), ist in Hessen 
mit Hilfe einer außergewöhn-
lichen Kampagne der Medi-
en, der Unternehmenslob-
by und unternehmensnaher 
Parteikreise der SPD selbst ge-
scheitert. Die auf Privatisie-
rung und Primat des Kapitals 
setzende CDU kann 5 Jahre 
lang mit einem ähnlich ideo-
logisch festgelegten Partner in 
Gestalt der FDP regieren.

Symptomatisch für die weit-
gehende Übereinstimmung in 
dieser Frage ist, wie schnell die 
FDP in der Frage der „Neuen 
Verwaltungssteuerung“ und 
damit einer streng betriebs-
wirtschaftlichen Sicht von 
Staat und Schule ihre leicht 
kritische Position aus 2008 
wieder verlassen hat (siehe 
Seite 9).

Von daher kommt den 
Aussagen zum „Paradig-
menwechsel“ in der Schul-
politik wie auch den Aussa-
gen zur Privatisierung und 
zur Staatsquote („Konzent-
ration der Landesverwaltung 
auf die Kernaufgaben“, „Ziel 
der Reduzierung der Perso-
nalkostenquote“) in der Ko-
alitionsvereinbarung eine gra-
vierende Bedeutung zu. 

Die massive Ausweitung 
der Staatsverschuldung ohne 
den geringsten Versuch einer 
Umverteilung von oben nach 
unten (tatsächlich wird eher 
das Gegenteil unternommen) 
wird den nächsten Privatisie-
rungsschub vorbereiten. Die 
geplante „Schuldenbremse“ 
soll dies quasi automatisie-
ren.

Wir sollten alles tun, ei-
ne  solche Politik des Staats-
abbaus nicht auch noch als 
scheinbar alternativlos er-
scheinen zu lassen. 

Unterstützt wird die 
Landesregierung wie schon 
in der Vergangenheit durch 
starke Kräfte der organi-
sierten Unternehmen – und 
zwar inhaltlich, organisato-
risch und propagandistisch. 
Der letzte Vorstoß war am 
21.2.2009 die Veröffentli-
chung der Deutsche Bank 
Studie „Schulverwaltungs-
aufgaben auf dem Prüfstand 
– Investitionen in Lerninno-
vationen statt Geld für Bü-
rokratie“ (siehe S 10). Da-
neben sind nach wie vor die 
Bertelsmannstiftung u.a. im 
Bereich des „Qualitätsma-
nagements“ sehr aktiv. 
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Warnstreik 12. 2. 2009 in Frankfurt, vorn rechts Ernst Olbrich

Angestelltenverhältnis beschäftigt 
sind. Denn in Hessen sind Lehre-
rinnen und Lehrer immer noch ver-
beamtet.
Gut für sie, denn in Zeiten der Kri-
se und wachsender Sorge um den 
Arbeitsplatz ist mit der lebenslan-
gen Beschäftigungsgarantie für die 
Zukunft vorgesorgt.

Schlecht für sie, denn bei gar 
nicht oder nur schleppend erfol-
gender Gehaltsanpassung frisst der 
inflationäre Verfall der Kaufkraft 
langsam das Einkommen auf. Um 
gar nicht davon zu reden, was für 

den Fall eines plötzliche Inflations-
schubs aufgrund von außer Kon-
trolle geratenen Staatsschulden von 
den Beamteneinkünften noch üb-
rigbleiben würde.

Doppelt schlecht für beamtete 
Lehrkräfte ist es allerdings, dass sie 
in diesen und entsprechenden Fäl-
len nach herrschender Rechtsaufas-
sung in der Bundesrepublik über 
kein Streikrecht verfügen. Noch 
besser: Nach Ansicht des Hessi-
schen Verfassungsgerichtshofs be-
gründet nicht einmal die Verletzung 
der immer gern beschworenen Für-

sorgepflicht des Dienstherren ein 
Recht auf Arbeitskampfmaßnah-
men (s. Urteil v. 07. 09. 2004, Az 
24 GH 2290/04). Ein dicker Hund, 
der jeder staatlichen Zumutung Tür 
und Tor öffnet!

Wenn also staatlicherseits u. 
a. immer die so genannte Alimen-
tierung des/r Beamten/-in, also die 
Befreiung von materiellen Sorgen 
durch eine entsprechende Vergü-
tung, als Grund für die besonde-
re Treuepflicht genannt wird, stel-
len Urteile wie das genannte klar, 
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Wie lange will Hessen die anderen Bundesländer beim 
Gehalt unter- und bei der Arbeitszeit überbieten?

Eine Woche nach Erscheinen dieser 
Ausgabe treffen sich am 27.März 
2009 die Delegationen von Ge-
werkschaften und Landesregie-
rung in Wiesbaden zur vermutlich 
entscheidenden Verhandlungsrun-
de für einen hessischen Tarifver-
trag. Dieser Sonderweg ist nötig, 
weil mit der Landtagswahl im Ja-
nuar 2009 sich diejenigen Kräfte 
durchgesetzt haben, die eine  Rück-
kehr in die Tarifgemeinschaft der 
Länder (TdL) nicht wollen, um in 
Hessen ungünstigere Tarifstan-
dards durchzusetzen.

Es geht an diesem Wochenen-
de im Prinzip um zwei Tarifverträ-
ge und damit schließlich auch um 
die Grundlage für Arbeitszeit und 
Gehalt der BeamtInnen. 

In dem Gehaltstarifvertrag wol-
len die Gewerkschaften nach dem 
Abschluss mit der TdL den Tari-
vertrag der Länder (TVL) auch auf 
Hessen übertragen. Die Ergebnis-

se des TVL entsprechen zwar nicht 
den Forderungen, bringen aber im 
Volumen und prozentual durchaus 
Verbesserungen, die sich sehen las-
sen können, wie auf Seite 3 darge-
stellt wird. Dazu haben die bundes-
weiten Warnstreiks auch der GEW 
maßgeblich beigetragen. 

Es wird sich zeigen, ob es sich 
die hessische Landesregierung leis-
ten will, ihre Beschäftigten, und das 
heißt insbesondere auch ihre Be-
schäftigten in den Bildungseinrich-
tungen schlechter zu behandeln als 
die übrigen Bundesländer.

Die Landesregierung will die 
Gehaltstariffrage mit den grund-
sätzlichen Fragen der Eingrup-
pierung, der Arbeitszeit und der 
Sonderzahlungen verbinden, die 
in einem Manteltarifvertrag gere-
gelt werden und dann über länge-
re Zeit stabil bleiben. Noch gilt in 
Hessen im Gegensatz zu den ande-
ren Bundesländern und im Gegen-

satz zu Bund und Kommunen der 
BAT. Dieser soll nach den Vorstel-
lungen der Landesregierung in ei-
nen „Tarifvertrag Hessen“ umge-
wandelt werden.

Es geht also am kommenden 
Wochenende auch um die Frage 
der Arbeitszeit, die in Hessen sich 
spreizt in eine 38,5-Stunden-Wo-
chen für die länger beschäftigten 
Landesangestellten und eine 42-
Stundenwoche für die übrigen An-
gestellten und BeamtInnen. Ziel der 
Gewerkschaften ist eine Arbeits-
zeit unterhalb von 40 Stunden pro 
Woche, wie sie auch im TVL ver-
einbart ist.

In einer Woche werden wir wis-
sen, ob die hessische Landesregie-
rung ihren Sonderweg zu Lasten 
der Beschäftigten weiter verfolgen 
will und ob wir in Hessen mit wei-
teren gewerkschaftlichen Aktionen 
Druck ausüben müssen.
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